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Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitverfahren und 

vergleichbaren Satzungsverfahren ( § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch ) 

 

Dortige Mail vom 18.06.2025 

 

Anlage:  Allgemeine Hinweise 

Merkblatt „Grundwasserschutz bei Bebauungsplänen außerhalb von Was-

serschutzgebieten“ 

  

A: Allgemeine Angaben 

Gemeinde/Verwaltungsgemeinschaft:  Weinheim  

Bebauungsplan Nr. 4/03-22 für das Gebiet: „Johannisstraße“, Frühzeitige 

Beteiligung 

 

 Fristablauf für die Stellungnahme:                      18.07.2025 

 
B: Stellungnahme 

 - Fachliche Stellungnahme  

 

1. Rechtliche Vorgabe aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall 

nicht überwunden werden können. 

 

1.1 Art der Vorgabe 
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Bodenschutz: Schutz des Bodens und seiner Funktionen 

 

Hochwasserschutz: Bauen in festgesetzten Überschwemmungsgebieten 

Grundwasserschutz: Siehe 3. 

 

1.2 Rechtsgrundlage 

 

Bodenschutz: 

§§ 1-4 BBodSchG 

§§ 1 u. 2 LBodSchAG i. V. m. § 1 BBodSchG 

§§ 1 Abs. 6 Ziffer 1 und Ziffer 7a, 9 Abs. 1 Nr. 20 und 202 BauGB 

 

Hochwasserschutz: § 78 Abs. Nr. 1 und 2 WHG 

 

1.3 Möglichkeiten der Überwindung ( z.B. Ausnahmen oder Befreiungen ) 

 

2. Beabsichtigte eigene Planung und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren 

können, mit Angaben des Sachstandes. 

 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, 

gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechts-

grundlage. 

 

 

 

 

Grundwasserschutz / Wasserversorgung        

 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Schutzgebieten für die Wasserversorgung. 
 
Aus Sicht des Referates für Grundwasserschutz und Wasserversorgung bestehen 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplans „Johannisstraße“, bei Berücksichtigung 
des beigefügten Merkblattes „Grundwasserschutz bei Bebauungsplänen außerhalb 
von Wasserschutzgebieten“ keine Bedenken. 
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 Kommunalabwasser/ Gewässeraufsicht            
   
 

Kommunalabwasser 
 
Aus der Sicht des Sachgebiets Kommunalabwasser gibt es keine grundlegenden 
Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans.   
 
Die Strategie einer wassersensiblen Stadt- und Infrastrukturentwicklung wird in Ba-
den-Württemberg als „Urbanes Wasserressourcenmanagement“ (UWRM) umge-
setzt. Die Umsetzung erfordert eine ganzheitliche und interdisziplinäre Planung, die 
Stadt-, Grün und Verkehrsflächen integriert. Der Neubau bzw. die Nachverdichtung 
von Siedlungsgebieten sollen sich stärker am natürlichen Wasserhaushalt einer un-
bebauten Fläche als Referenz orientieren. Dafür ist die Erstellung einer Wasser-
haushaltsbilanz als Planungsgrundlage erforderlich. Es ist der Nachweis zu erbrin-
gen, dass der naturnahe Wasserhaushalt durch die geplante Maßnahme nicht sig-
nifikant geändert wird.  
Mit einer naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung kann den negativen Aus-
wirkungen von Hitze und der Trockenheit besser vorgebeugt und Überflutungsrisi-
ken infolge von Starkregenereignissen entgegengesteuert werden. 
 
Nach den novellierten Förderrichtlinien (FrWw 2024) können kommunale UWRM-
Konzepte für den Siedlungsbestand mit 50% der Kosten vom Land bezuschusst 
werden.  
 
Allgemeines: 

1.  Das Plangebiet ist im Gesamtentwässerungsentwurf enthalten. Durch einen sat-
zungsgemäßen Anschluss der Grundstücke an das öffentliche Kanalnetz ist die ord-
nungsgemäße Abwasserbeseitigung sicherzustellen.  
 

2.  Die Ver- und Entsorgung bezüglich Wasser und Abwasser ist durch den jeweiligen 
Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung bzw. an das kommu-
nale Abwassernetz mit Anschluss an eine zentrale Kläranlage sicherzustellen. Die 
jeweilige Satzung der Stadt / Gemeinde ist zu beachten. 
 
Niederschlagswasserbeseitigung / Regenwasserbewirtschaftung: 

3. Auf Altlasten und altlastenverdächtigen Flächen ist eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers nicht zulässig bzw. darf nur in Abstimmung mit der Unteren Altlas-
ten- und Bodenschutzbehörde (UBAB) des Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis erfol-
gen. 
 

4. Gemäß §§ 5 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und 6 Abs.1 ist die Leistungs-
fähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten, eine Vergrößerung und Beschleunigung 
des Wasserabflusses zu vermeiden und durch Rückhaltung des Wassers die Ent-
stehung von nachteiligen Hochwasserfolgen vorzubeugen.  
 
Nach § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder 
direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Ge-
wässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenste-
hen. 
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5. Es ist für das Plangebiet eine Wasserhaushaltsbilanz zu erstellen und dem 
 Wasserrechtsamt zur Prüfung vorzulegen. Für die Erstellung der Wasserbilanz 
 sind die relevanten Arbeits- und Merkblätter der DWA-Reihe 102 heranzuzie-
 hen.   

 
6. Zur Erfüllung der Grundsätze der naturverträglichen Regenwasserbewirtschaf-

tung sind wasserdurchlässig befestigte PKW-Stellplätze, ausreichend bemes-
sene Zisternen, eine Fassadenbegrünung und eine Dachbegrünung für flach ge-
neigte Dächer im Bebauungsplan empfohlen bzw. vorzuschreiben. 
Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und Fuß-
wege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B. 
Rasengittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflaste-
rung o.ä.). Der Unterbau ist auf den Belag abzustimmen. 

 
7. Niederschlagswasser sollte möglichst zentral oder semizentral gesammelt und 

versickert oder ortsnah in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden.  
Es wird dabei empfohlen, zunächst den vorhandenen Untergrund auf seine Ver-
sickerungsfähigkeit hin zu untersuchen bzw. die Möglichkeiten zur Rückhaltung 
des Niederschlagswassers bei der Einleitung in den Vorfluter zu prüfen.  
Bei zentralen Versickerungsanlagen sind die erforderlichen Flächen im Bebau-
ungsplan auszuweisen. 
 
Bei der Bemessung und Gestaltung von Versickerungsanlagen werden auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138-1 und den Leitfaden des Umweltministeriums „Natur-
verträgliche Regenwasserbewirtschaftung“ verwiesen. 
Bei der Einleitung in ein Oberflächengewässer sind die Angaben und Kriterien 
des Arbeitsblattes DWA-A 102-2 bzw. des „Leitfadens für die Bewirtschaftung 
und Behandlung von Regenwetterabflüssen zur Einleitung in Gewässer in Ba-
den-Württemberg – Mischsystem“ zu beachten.  

 
8. Niederschlagswasser darf nach § 2 der Niederschlagswasserverordnung erlaub-

nisfrei versickert oder als Gemeingebrauch in ein oberirdisches Gewässer ein-
geleitet werden, wenn es von folgenden Flächen stammt: 

 
a. Dachflächen, mit Ausnahme von Dachflächen in Gewerbegebieten und 

Industriegebieten sowie Sondergebieten mit vergleichbaren Nutzungen, 
b. befestigten Grundstücksflächen, mit Ausnahme von gewerblich, hand-

werklich und industriell genutzten Flächen, 
c. öffentlichen Straßen, die als Ortsstraßen der Erschließung von Wohnge-

bieten dienen, und öffentlichen Straßen außerhalb der geschlossenen 
Ortslage mit Ausnahme der Fahrbahnen und Parkplätze von mehr als 2-
streifigen Straßen. 

d. beschränkt öffentlichen Wegen und Geh- und Radwegen, die Bestandteil 
einer öffentlichen Straße sind. 

 
9. Die erlaubnisfreie Entwässerung des Niederschlagswassers von befestigten 

Flächen über 1.200 m² ist dem Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechts-
amt, vorher anzuzeigen. 
 

10. Niederschlagswasser von Dachflächen wird schadlos beseitigt, wenn es flä-
chenhaft oder in Mulden auf mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden 
in das Grundwasser versickert wird.  
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11. Für die Bepflanzung einer Versickerungsmulde können Gräser, Stauden, Sträu-
cher und Gehölze verwendet werden. Die Pflanzen müssen mit langen Trocken-
perioden und zeitweise mit Staunässe zurechtkommen. Daher darf die Pflanz-
planung nur durch entsprechend qualifizierte Planungsbüros erfolgen.  
Die Versickerungsfähigkeit der Anlage steht dabei im Vordergrund! 
 

12. Das Versickern von Niederschlagswasser in unterirdischen Anlagen bedarf einer 
vorherigen (technischen) Behandlung und ggf. einer wasserrechtlichen Erlaub-
nis. 
 

13. Der Boden einer Tiefgarage ist wasserundurchlässig zu gestalten. Anfallendes 
Tropf- und Schleppwasser ist in einer Verdunstungsrinne zu sammeln. Dieses 
Wasser darf nicht versickert werden. Sollte eine Verdunstungsrinne nicht aus-
reichend sein, ist die erforderliche Entwässerung an die Schmutzwasserkanali-
sation anzuschließen.  
 

Gewässeraufsicht 
 
Aus Sicht der Gewässeraufsicht bestehen gegen die Frühzeitige Beteiligung des 
Bebauungsplans – „Johannisstraße“ in Weinheim keine grundsätzlichen Bedenken.  
 
Weder ein Überschwemmungsgebiet noch der Gewässerrandstreifen ist betroffen. 
 
Hinweis: 
 
Nach den Starkregengefahrenkarten muss mit Starkregenereignissen (extremen, 
kaum vorhersehbare und räumlich begrenzte Niederschläge) gerechnet werden. Es 
wird empfohlen, Objektschutz zu betreiben und z.B. Untergeschosse oder Keller 
wasserdicht und Öffnungen überflutungssicher auszuführen. Nicht zulässig hinge-
gen sind nach § 37 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Maßnahmen, welche 
den Abfluss zu Lasten Dritter verändern. Dazu gehören zum Beispiel die Errichtung 
von baulichen und sonstigen Anlagen wie Gartenmauern und Geländeauffüllungen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass Schäden durch Starkregenereignisse auch bei 
entsprechenden Vorkehrungen nicht ausgeschlossen werden können.  
 
 

Altlasten/Bodenschutz  

 
Die Untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde (UBAB) des Landratsamt Rhein-
Neckar-Kreis gibt zum Vorentwurf des Bebauungsplans „Johannisstraße“ eine se-
parate Stellungnahme ab. 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 



 

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis – Wasserrechtsamt –, Kurpfalzring 106, 69123 Heidelberg 
Telefon: 06221/ 522-1725 und 2131, Telefax 06221/ 522-1272, Wasserrechtsamt@Rhein-Neckar-Kreis.de 

 

 

 
 

 

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 

Wasserrechtsamt 

-Grundwasserschutz und Wasserversorgung- 

 

 

Grundwasserschutz bei Bebauungsplänen  
außerhalb von Wasserschutzgebieten 

In der örtlichen Zuständigkeit des Rhein-Neckar-Kreises, Wasserrechtsamt 

 
Wasserversorgung: 

1. Wasserversorgungsanlagen sind gemäß § 44 Abs. 4 WG nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zu errichten, zu unterhalten und zu betreiben. 

2. Die ausreichende Versorgung des Plangebietes mit Trink-, Brauch- und Löschwasser ist 
durch Erweiterung des bestehenden öffentlichen Versorgungsnetzes sicher zu stellen. 

 

Grundwasserschutz: 

3. Um das Versickern von Schadstoffen (Öl, Kraftstoffe, Betriebsstoffe, Reifenabrieb, 
Löschmittel) in Tiefgaragen durch unbeabsichtigt eintretendes Regenwasser, Schmelz-
wasser aus Schnee oder Löschwasser zu vermeiden, empfehlen wir einen wasserun-
durchlässigen Bodenbelag zu wählen.  

4. Brunnen und Grundwassermessstellen im Baufeld sind durch Errichtung baulicher Siche-
rungseinrichtungen gegen Beschädigung zu schützen. Beschädigungen von Brunnen 
und Grundwassermessstellen sind dem Grundstückseigentümer sowie dem Wasser-
rechtsamt unverzüglich zu melden und in mindestens gleichwertiger Ausführung zu be-
heben. 

5. Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasserfreilegung zu 
rechnen ist, sind rechtzeitig vor der Ausführung beim Wasserrechtsamt, anzuzeigen. 

Aktuelle und historische Grundwasserstände sind über den Daten und Kartendienst der 
LUBW http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/ erhältlich. Direktauskünfte zu 
Grundwasserständen erteilt das Regierungspräsidium Karlsruhe. 

6. Die folgenden Vorhaben sind dem Wasserrechtsamt rechtzeitig vor Baubeginn anzuzei-
gen: 

a. Entnahme von Grundwasser 
b. Bohrungen in den Grundwasserleiter 
c. Einbringen von Stoffen (z. B. Beton) ins Grundwasser 

Die Anzeige ist dem Wasserrechtsamt formlos mit allen für die Beurteilung notwendigen 
Unterlagen und Angaben vorzulegen.  

7. Alle Arbeiten, die sich nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken können, 
erfordern eine wasserrechtliche Erlaubnis. Hierzu zählen insbesondere Grundwasserab-
senkungen. Mit den Arbeiten darf nicht vor Erteilung der Erlaubnis begonnen werden. 
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8. Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation oder in Oberflä-
chengewässer sind nicht erlaubt.  

9. Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind die Arbeiten, die 
zur Erschließung geführt haben unverzüglich einzustellen sowie das Wasserrechtsamt 
zu verständigen. 

10. Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung der Nie-
derschlagswässer sind die Belange der Grundwasserneubildung zu beachten. 

11. Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser, die ein dauerhaftes Vermindern o-
der Durchstoßen von stauenden, das Grundwasser schützenden Deckschichten zur 
Folge haben, sind nur in begründeten Ausnahmefällen und durch den Einsatz von defi-
niertem Filtermaterial (z. B. DiBt-zugelassenes Filtersubstrat, belebte Bodenschicht, car-
bonathaltiger Sand) möglich. 

12. Der Bau und Betrieb von Erdwärmesondenanlagen erfordert grundsätzlich eine wasser-
rechtliche Erlaubnis. Bei Planung einer Erdwärmesondenanlage ist frühzeitig mit dem 
Wasserrechtsamt abzustimmen, ob die Anlage erlaubnisfähig ist. 
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Landratsamt, Dezernat IV 
Wasserrechtsamt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Allgemeine Hinweise zum Bauleitplan - Verfahren 

 

 

 

Die beigefügte Stellungnahme des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechts-

amt, Heidelberg beinhaltet die auf Grund von gesetzlichen Bestimmungen zu berücksich-

tigenden öffentlichen Belange der Fachbehörde. 

 

Nach § 2 Abs. 1 und § 1 Abs. 6 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinde, die verschiedenen 

öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

 

Welchen Belangen dabei von der Gemeinde im Rahmen des Abwägungsvorgangs zum 

Durchbruch verholfen wird, ist in eigener Zuständigkeit zu entscheiden. 

 

Soweit Planungen durch zwingend gesetzliche Bestimmungen (z.B. Wasserschutzge-

bietsverordnungen u.s.w.) eingeschränkt oder ausgeschlossen werden, ist eine Einbe-

ziehung dieser Bestimmungen in den Abwägungsprozess ausgeschlossenen. 

 

Im Hinblick auf die §§ 6 und 10 BauGB wird um eine detaillierte Begründung des Abwä-

gungsergebnisses gebeten. 

 
 
 




